 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500166/2025

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin ***3*** in der Verwaltungsstrafsache gegen
rAEEBfL*HR* FEXBf1-Adr***, wegen der Verwaltungsiibertretung nach § 5 Abs. 2 Wiener
Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit § 4
Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt fiir Wien Nr. 9/2006 in der Fassung
LGBI. fiir Wien Nr. 24/2012, iber die Beschwerde vom 24. Februar 2025 gegen das
Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien vom 13. Februar 2025, Zahl:
MA67/246700930842/2024, zu Recht erkannt:

I. GemaR § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) in Verbindung mit § 24 Abs. 1
Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und § 5 Gesetz Giber das Wiener
Abgabenorganisationsrecht (WAOR) wird die Beschwerde als unbegriindet abgewiesen und
das angefochtene Straferkenntnis bestatigt.

II. GemaR § 52 Abs. 1 und 2 VwWGVG hat die beschwerdefiihrende Partei einen Beitrag zu den
Kosten des Beschwerdeverfahrens in Hohe von € 15,00 zu leisten.

lll. GemaR § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehorde
bestimmt.

IV. Eine Revision durch die beschwerdefiihrende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art.
133 Abs. 6 Z1 B-VG ist gemal § 25a Abs. 4 VWGG kraft Gesetzes nicht zulassig.

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch
die belangte Behorde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zul3ssig.
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Entscheidungsgriinde

Mit Straferkenntnis vom 13. Februar 2025, Zahl: MA67/246700930842/2024, hat der Magistrat
der Stadt Wien als belangte Behorde der beschwerdefiihrenden Partei ***Bf1*** angelastet,
sie habe die Parkometerabgabe fahrlassig verkiirzt in dem sie das mehrspurige Kraftfahrzeug
mit dem behoérdlichen Kennzeichen ***1*** am 2. Juli 2024 um 09:29 Uhr in einer
gebuhrenpflichtigen Kurzparkzone in 1010 Wien, Rathausstralle 19, abgestellt habe, ohne fir
seine Kennzeichnung mit einem fiir den Beanstandungszeitpunkt giiltigen Parkschein gesorgt
zu haben.

Dadurch habe die beschwerdefiihrende Partei die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2
Parkometerabgabeverordnung, ABI. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in
Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBI. fir Wien Nr. 9/2006, in der geltenden
Fassung, verletzt.

Wegen dieser Verwaltungsibertretung werde iber die beschwerdeflihrende Partei gemal § 4
Abs. 1 Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Héhe von € 75,00 sowie im Falle der
Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 17 Stunden verhangt.

Ferner habe die beschwerdefiihrende Partei gemal} § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes
1991 - VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu
zahlen.

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 85,00.

Das Straferkenntnis wurde folgendermaRen begriindet:

,Sie haben das verfahrensgegenstdndliche Kraftfahrzeug an der im Spruch bezeichneten
Ortlichkeit und zur angefiihrten Zeit in einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt, ohne
flir seine Kennzeichnung mit einem fiir den Beanstandungszeitpunkt gliltig
entwerteten/aktivierten Parkschein gesorgt zu haben.

Bereits vor Einleitung des Verwaltungsstrafverfahrens gaben Sie mittels E-Mail an, dass die
tempordre Halteverbotszone eingerichtet wurde, damit Liefertéitigkeiten durchgefiihrt werden
kénnen. Es wurde lhnen mit E-Mail vom 08.07.2024 mitgeteilt, dass die kurzfristige Halte- und
Parkverbotszone nicht ordnungsgemdf$ kundgemacht wurde und deshalb die Kurzparkzone und
das Halte- und Parkverbot mit der Zusatztafel ,,ausgenommen mit Anwohnerparkkarte und
stark gehbehinderte Personen” nicht unterbrochen ist.

Die Ubertretung wurde Ihnen mit Strafverfiigung angelastet.

Im Einspruch wendeten Sie ein, dass das Fahrzeug in einer tempordren Parkverbotszone, welche
in Ihrem Auftrag von Herrn Ing. ***2*** errichtet wurde, abgestellt war. Sie libermittelten den
Bescheid der MA46 - VINF/780725/2024/KOR vom 11.06.2024.
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Beweis wurde durch Einsicht in den Verwaltungsstrafakt erhoben.
Dazu wird festgestellt:

Unbestritten blieb sowohl Ihre Lenkereigenschaft, als auch, dass das gegenstdndliche Fahrzeug
zum Tatzeitpunkt an der in Rede stehenden Ortlichkeit abgestellt war.

Mit Bescheid der MA46 - VINF/780725/2024/KOR vom 11.06.2024 wurde eine mobile Halte-
und Parkverbotszone an der Ortlichkeit 1010 Wien, RathausstrafSe 19, vom 01.07.2024 bis
03.07.2024 jeweils von 07:00 bis 17:00 Uhr, ausgenommen Ladetdtigkeit mit Lastfahrzeugen,
auf eine Ldnge von 12 m genehmigt.

In Punkt 5) des Bescheides wurde verordnet, dass die den provisorischen MafsSnahmen
widersprechenden definitiven Verkehrszeichen und Verkehrsleiteinrichtungen abzudecken sind
und nach Beendigung der Arbeiten in den urspriinglichen Zustand zuriickzufiihren sind.

Wie das in der Beilage befindlichen Anzeigefoto zeigt, gab es bei den mobilen Halte- und
Parkverbotstafeln insofern einen Kundmachungsmangel, als die verordnete Zusatztafel
(ausgenommen Ladetdtigkeit mit Lastfahrzeugen) fehlte und auch die definitiven
Verkehrschilder (,,Halte- und Parken verboten” mit der Zusatztafel ,Anwohnerparken 1./8.
Bezirk It. Amtsblatt Wien 41/2018“) nicht abgedeckt waren, weshalb die flichendeckende
Kurzparkzone nicht aufgehoben war.

Zudem hdtten Sie das ,,Halte- und Parkverbot ausgenommen Ladetdtigkeit mit
Lastfahrzeugen”, wdre die Zusatztafel angebracht gewesen, nicht in Anspruch nehmen diirfen,
da die kundgemachte Ausnahme auf das von Ihnen benutzte Fahrzeug (Personenkraftwagen)
nicht zugetroffen wdre.

Durch den vorliegenden Kundmachungsmangel wurde die flichendeckende Kurzparkzone,
gliltig Mo.-Fr. (werkt.) 09:00 bis 22:00 Uhr, nicht aufgehoben und hétten Sie die
Parkometerabgabe mittels elektronischem Parkschein oder Gebiihrenparkschein entrichten

miissen.

Jede*r Lenker*in eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der*die ein solches in einer Kurzparkzone
abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der
Parkometerabgabeverordnung).

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmdfige Verhalten
ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeit aufheben wiirde, liegt im
gegenstdndlichen Fall nicht vor.

Sie haben daher den objektiven Tatbestand der angelasteten Ubertretung verwirklicht.
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Zur Strafbarkeit gentiigt fahrldssiges Verhalten. Fahrléssig handelt, wer die Sorgfalt aufser Acht
ldsst, zu der er nach den Umsténden verpflichtet, nach seinen geistigen und kérperlichen
Verhdltnissen beféhigt und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen
Sachverhalt verwirklichen kénne, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht.

Mit der Einhaltung der gebotenen und zumutbaren Aufmerksamkeit und Sorgfalt wére die
Ubertretung zu vermeiden gewesen, weshalb der Ihnen angelastete strafbare Tatbestand auch
subjektiv als erwiesen anzusehen ist.

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrldssig verkiirzt
wird, sind als Verwaltungstibertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4
Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

Die verhdngte Geldstrafe soll durch ihre Hbéhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer
Wiederholung abzuhalten.

Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind gemdfs § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich
geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.

Jedes fahrléssige Verkiirzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen
Kraftfahrzeuges in einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfiir die nach der
Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen
ordnungsgemdifs entwerteten Parkschein entrichtet wird, schédigt in nicht unerheblichem Majfe
sowohl das éffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der Erleichterung
des innerstddtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes,
dem die Strafdrohung dient.

Der Unrechtsgehalt der gegenstéindlichen Verwaltungsiibertretung ist im Hinblick auf den
Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht gerade gering.

Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass
die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hdtte vermieden
werden kénnen, ist auf Grund der Tatumstédnde nicht anzunehmen und es kann daher lhr
Verschulden nicht als geringfiigig angesehen werden.

Bei der Strafbemessung wurden lhre Einkommens- und Vermdégensverhdltnisse sowie allfdllige
Sorgepflichten, soweit diese der Behérde bekannt waren, berlicksichtigt. Zudem wurde auf
eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen.

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgriinde und den bis zu EUR 365,00 reichenden
Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhdngte Geldstrafe selbst
bei unglinstigen wirtschaftlichen Verhdltnissen, durchaus angemessen und keineswegs zu hoch.
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Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stiitzt sich auf die zwingende
Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“

In der Beschwerde vom 24. Februar 2025 wurde ausgefiihrt:

,,Die tempordre Ladezone wurde von Herrn ***2*** nach seinen Zusicherungen
ordnungsgemdss ausgewiesen. Er habe sich eigens beim Magistrat erkundigt, wie die Zone
auszuweisen sei. Wenn ein entsprechendes Schild bei der Ausstellung des Strafmandates nicht
vorhanden gewesen ist er erforderlich gewesen sein sollte, dann muss es durch Vandalismus
entfernt worden sein. Der Hinweis des Magistrats, dass die Ladetdtigkeit nur durch einen LKW
erfolgen darf verfiingt nicht. Entscheidend ist die Verfolgung des Zwecks der Ladetditigkeit, die
ohne Parkgelegenheit nicht erfolgen kénnte. Zudem ist davon auszugehen, dass eine
Ladetdtigkeit, die fiir einen LKW genehmigt ist, erst recht fiir ein kleineres Auto als genehmigt
gilt, da dadurch die Beeintrdchtigung des éffentlichen Parkraums sogar geringer ausfiele. Im
gegenstdndlichen Fall liess sich der Transport durch einen PKW und ein kleineres Lastfahrzeug
gewdhrleisten.

Erlauben Sie mir auch folgende Bemerkung: Das Straferkenntnis ist schikands und widerspricht
auch allen Regeln der Vernunft. [...] Denn die Einrichtung von tempordéren Ladezonen haben
meist nicht dazu gefiihrt, dass diese auch zum beantragen Zeitpunkt frei waren. Herbeigerufene
Polizei und Parkscheriffs haben regelmdssig nichts unternommen. Als Biirger wiirde man sich
freuen, dass das Magistrat seine Ressourcen nicht fiir Verfahren einsetzt, die am Ende ohnehin
eingestellt werden und dabei seine Kernaufgaben vernachléssigt.”

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Die beschwerdeflihrende Partei ist Zulassungsbesitzerin des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit
dem behordlichen Kennzeichen ***1*** und hat dieses Fahrzeug in 1010 Wien, Rathausstralie
19, abgestellt.

Zum Beanstandungszeitpunkt 2. Juli 2024, 09:29 Uhr, war der Abstellort mangels gehoriger
Kundmachung der bescheidmaRig eingerichteten, temporaren Ladezone Teil der
flachendeckenden, gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone des ersten Wiener Gemeindebezirkes
und das verfahrensgegenstandliche Fahrzeug nicht mit einem giiltigen Parkschein
gekennzeichnet.

Der Abstellort und das Kennzeichen des verfahrensgegenstandlichen Fahrzeuges sowie das
Nichtvorhandensein eines gliltigen (Papier-)Parkscheins hinter der Windschutzscheibe des
verfahrensgegenstandlichen Fahrzeuges wurden fotografisch dokumentiert.
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Dariliber hinaus hat das kontrollierende Parkraumiiberwachungsorgan (insbesondere) Tatort,
Beanstandungszeitpunkt, Fahrzeugkennzeichen und das Fehlen eines glltigen Parkscheins in
seiner Anzeige festgehalten.

Die nicht gehorige Kundmachung der temporaren Ladezone ergibt sich aus dem Vergleich des
Inhaltes des Bescheides des Magistrates der Stadt Wien vom 11. Juni 2024, Zahl: MA46 -
VINF/780725/KOR, samt Beiblatt, mit der ebenfalls aktenkundigen, fotografisch festgehaltenen
Situation vor Ort (insbesondere AS 32/55, 49/55).

§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

,Flir das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) ist
eine Abgabe zu entrichten.”

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemdfSen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine)
oder mit der Bestdtigung der Abstellanmeldung als entrichtet.

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur
ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem
Gebiet abstellt, fiir das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des
Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchfiihrung der
angeordneten KontrollmafSnahmen mitzuwirken.”

§ 2 StVO 1960 normiert:

,23. Lastfahrzeug: ein zur Beférderung von Giitern bestimmtes Kraftfahrzeug, Fuhrwerk oder
ein ausschliefllich zur Beférderung von Giitern bestimmtes Fahrrad”

§ 44 StVO 1960 normiert:

(1) Die im § 43 bezeichneten Verordnungen sind, sofern sich aus den folgenden Absditzen
nichts anderes ergibt, durch StrafSenverkehrszeichen oder Bodenmarkierungen kundzumachen
und treten mit deren Anbringung in Kraft.”

§ 443 StVO 1960 normiert:

»(1) Wenn auf Grund von Verkehrsbeobachtungen, Verkehrszéhlungen oder
Verkehrserfahrungen aus Anlafs vorhersehbarer Ereignisse oder Umstdnde Verkehrsverhdltnisse
zu erwarten sind, fiir deren Bewdltigung besondere VerkehrsmafSnahmen (Verkehrsverbote,
Verkehrsbeschrinkungen, Verkehrserleichterungen) notwendig sind, hat die Behérde diese
unter Bedachtnahme auf die Sicherheit, Leichtigkeit und Fliissigkeit des sich bewegenden und
die Ordnung des ruhenden Verkehrs durch Verordnung zu bestimmen.
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(2) Die Verordnung nach Abs. 1 hat zu enthalten:

a) Die Bestimmung der Strecke, auf der die VerkehrsmafSnahmen wirksam werden sollen,

b) die Festsetzung der Zeiten, in denen die VerkehrsmafiSnahmen wirksam werden sollen,

c) die Voraussetzungen, unter denen die Verkehrsmafinahmen wirksam werden sollen,

d) die in Betracht kommenden VerkehrsmafSnahmen, wie Geschwindigkeitsbeschrdnkungen,
Fahrverbote, Einfahrtverbote, Beschrdnkungen fiir Halten und Parken, Einbahnregelungen,
Ausnahmen von bestehenden Verkehrsverboten oder Verkehrsbeschréiinkungen u. dgl.

(3) Verordnungen nach Abs. 1 treten mit der Anbringung oder Sichtbarmachung der ihnen
entsprechenden Strafsenverkehrszeichen oder Bodenmarkierungen in Kraft. Die Behérde hat die
Person, Dienststelle oder Unternehmung zu bestimmen, welche die StrafSenverkehrszeichen
oder Bodenmarkierungen anzubringen oder sichtbar zu machen hat. Die Aufstellung oder
Sichtbarmachung der Strafsenverkehrszeichen oder die Anbringung der Bodenmarkierungen ist
der Behdrde unverziiglich zur Kenntnis zu bringen; diese hat den Zeitpunkt der erfolgten
Anbringung oder Sichtbarmachung in einem Aktenvermerk (§ 16 AVG) festzuhalten.”

§ 52 StVO 1960 normiert:

,Die Vorschriftszeichen sind
a) Verbots- oder Beschrdnkungszeichen
13b. ,HALTEN UND PARKEN VERBOTEN*“

Eine Zusatztafel mit der Aufschrift ,,AUSGENOMMEN LADETATIGKEIT” zeigt eine Ladezone an.”

Der Vorschrift des § 44 Abs 1 StVO 1960 wird nicht Genlige getan, wenn die
StraBenverkehrszeichen nicht mit der Verordnung (ibereinstimmen. Ist davon auszugehen,
dass sich die dem Halteverbot zugrundeliegende Verordnung nicht als gehorig kundgemacht
erweist, konnte sie auch keine Rechtswirkungen entfalten. (vgl. VwGH 28. Juli 1995,
93/02/0263, mwN).

Eine Nichtlibereinstimmung der verordnungsmaRigen Festlegungen mit der tatsachlich durch
Vorschriftszeichen kundgemachten Verordnung fihrt zur Rechtswidrigkeit der Kundmachung
und damit zu einer nicht gehorigen Kundmachung (vgl. VWGH 24. November 2006,
2006/02/0232, mwN).

Die Kundmachung widerspricht in mehrfacher Hinsicht den inhaltlichen Vorgaben des (auf der
Verordnung mit der Geschéaftszahl MA46 - VINFVINF/780725/2024 beruhenden) Bescheides
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des Magistrates der Stadt Wien vom 11. Juni 2024, Zahl: MA46 - VINF/780725/KOR, (AS 27/55
ff) sodass sie keine Rechtswirkungen entfalten konnte:

Unter den Halte- und Parkverbotszeichen wurden keine Zusatztafeln mit dem Text
ausgenommen Ladetatigkeit mit Lastfahrzeugen angebracht und die den provisorischen
Malnahmen widersprechenden definitiven Verkehrszeichen wurden nicht abgedeckt.
Abgesehen davon, dass es beim abgestellten Fahrzeug um kein Lastfahrzeug handelte, war
dieses nicht im Beiblatt zum Bescheid (AS 30/55) vermerkt.

Mangels Rechtswirksamkeit der Kundmachung der temporaren Ladezone héatte die
Verpflichtung bestanden die Parkometerabgabe durch Entwertung bzw. Aktivierung eines fiir
den Abstellvorgang giiltigen Parkscheines zu entrichten.

§ 5 VStG normiert:

»(1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift iiber das Verschulden nicht anderes bestimmt, genligt
zur Strafbarkeit fahrléssiges Verhalten. Fahrléissigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot
oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand
einer Verwaltungsiibertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehért und
der Tdter nicht glaubhaft macht, dafs ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein
Verschulden trifft.

(2) Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift, der der Tdter zuwidergehandelt hat, entschuldigt nur
dann, wenn sie erwiesenermafSen unverschuldet ist und der Téiter das Unerlaubte seines
Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht einsehen konnte.”

GemaR § 5 Abs. 2 VStG entschuldigt die Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift den Tater nur
dann, wenn sie erwiesenermafien unverschuldet ist und der Tater das Unerlaubte seines
Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschriften nicht einsehen konnte. Die Unkenntnis
des Gesetzes, wie auch eine irrige Gesetzesauslegung, miissen somit unverschuldet sein. Die
blolRe Argumentation mit einer - allenfalls sogar plausiblen - Rechtsauffassung allein vermag
ein Verschulden am objektiv unterlaufenen Rechtsirrtum nicht auszuschlielRen. Es bedarf
vielmehr einer Objektivierung durch geeignete Erkundigungen bei der zustandigen Stelle; wer
dies verabsdaumt, tragt das Risiko des Rechtsirrtums (VWGH 18. Marz 2015, 2013/10/0141,
mwN).

Somit ware die beschwerdefiihrende Partei verpflichtet gewesen sich mit dem Inhalt
Bescheides vom 11. Juni 2024, Zahl: MA46 - VINF/780725/KOR, sowie der zugrundeliegenden
Verordnung eingehender auseinanderzusetzen und im Fall von Unklarheiten Riicksprache mit
dem Magistrat der Stadt Wien zu halten.

Weil die beschwerdefiihrende Partei ihrer Sorgfaltspflicht aber nicht in ausreichendem MaRe
nachgekommen ist und auch sonst aus der Aktenlage keine Umstande ersichtlich sind, dass sie
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an der Begehung der Verwaltungstbertretung kein Verschulden trafe, ist von zumindest
fahrlassigem Verhalten auszugehen.

Somit sind sowohl die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit als

erwiesen anzusehen.
§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert:

,(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrldssig
verkiirzt wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu
bestrafen.”

§ 19 VStG normiert:

(1) Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten
Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind (iberdies die nach dem Zweck der
Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht
schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwdigen. Auf das Ausmaf des
Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berlicksichtigung der Eigenart des
Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemdfS anzuwenden.
Die Einkommens- und Vermdgensverhdltnisse und allféllige Sorgepflichten des Beschuldigten
sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu beriicksichtigen.”

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Verwaltungsiibertretung schadigte in nicht
unerheblichem MaRe das als sehr bedeutend einzustufende 6ffentliche Interesse an der
Bewirtschaftung des ohnehin knappen innerstadtischen Parkraumes sowie an der
ordnungsgemaRen und fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe. Der objektive
Unrechtsgehalt der fahrlassigen Abgabenverkiirzung kann daher, selbst bei Fehlen sonstiger
nachteiliger Folgen, keineswegs als gering angesehen werden (vgl. VWGH 25. November 2003,
2003/17/0222, mwN, sowie VWGH 16. Mai 2011, 2011/17/0053, mwN).

Das Ausmal’ des Verschuldens war im beschwerdegegenstandlichen Fall in Anbetracht der
AuBerachtlassung der objektiv gebotenen und der beschwerdefiihrenden Partei zumutbaren
Sorgfalt nicht als geringfiigig zu werten, da weder hervorgekommen noch auf Grund der
Tatumstdande anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch die
beschwerdefiihrende Partei eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hatte oder dass die
Verwirklichung des Straftatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hatte vermieden
werden kdnnen.

Wegen der zwei rechtskraftigen verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen nach dem Wiener
Parkometergesetz kommt der beschwerdefiihrenden Partei der Milderungsgrund der
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verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit nicht mehr zugute. Andere Milderungsgriinde
sind ebenfalls nicht hervorgekommen.

Flr eine unglinstige Einkommens- und Vermdgenssituation der beschwerdefiihrenden Partei
besteht nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen
Verhaltnissen auszugehen ist. Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und
kénnen daher nicht bericksichtigt werden.

Unter Bedachtnahme auf die angefiihrten Strafbemessungsgriinde sowie aus general- und
spezialpraventiven Erwagungen ist die verhdangte Geldstrafe in Hohe von € 75,00 angesichts
des bis zu € 365,00 reichenden Strafrahmens als angemessen und nicht Gberhoht zu
betrachten.

§ 44 VwGVG normiert:

»(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn
3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht iibersteigende Geldstrafe verhéingt wurde |[...]
und keine Partei die Durchfiihrung einer Verhandlung beantragt hat.”

Es konnte von der Durchflihrung einer miindlichen Verhandlung abgesehen werden, da eine
solche nicht beantragt und im angefochtenen Straferkenntnis eine € 500 nicht lGbersteigende
Geldstrafe verhangt wurde.

Kostenentscheidung

Da der Kostenbeitrag des erstinstanzlichen Verfahrens gemal3 § 64 VStG mit 10% der
verhangten Strafe, mindestens jedoch mit € 10,00, zu bemessen ist, wurde er mit € 10,00
korrekt festgesetzt.

Gemal § 52 Abs. 1 VWGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein
Straferkenntnis bestatigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten
des Strafverfahrens zu leisten hat.

GemaR § 52 Abs. 2 VWGVG ist dieser Betrag fur das Beschwerdeverfahren mit 20% der
verhdngten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen.

Die beschwerdefiihrende Partei hat daher gemal § 52 Abs. 2 VwWGVG weitere € 15,00 als
Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten.

Gemal § 52 Abs. 6 VWGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemaR anzuwenden.
Gemal § 54b Abs. 1 VStG idF BGBI | 2013/33 sind rechtskraftig verhangte Geldstrafen oder
sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft
zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer
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angemessenen Frist von hochstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist
ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur
Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu
erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

GemalR § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZolIR-
DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche
Abgabenbehdrde oder Finanzstrafbehorde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Hier erweist sich der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehérde zweckmaRig, da dem
Magistrat der Stadt Wien bereits gemafs § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschliisse obliegt (vgl. fur viele
ausfiihrlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6).

Zur Unzulassigkeit der Revision
Art. 133 B-VG normiert:

,(4) Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ist die Revision zuléissig, wenn sie von der
Lésung einer Rechtsfrage abhdingt, der grundséitzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Hat das Erkenntnis nur eine
geringe Geldstrafe zum Gegenstand, kann durch Bundesgesetz vorgesehen werden, dass die

Revision unzuléssig ist.

(6) Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes kann wegen Rechtswidrigkeit Revision
erheben:

1. wer durch das Erkenntnis in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet;

2. die belangte Behérde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht; [...]“

§ 25a VwWGG normiert:

»(4) Wenn in einer Verwaltungsstrafsache oder in einer Finanzstrafsache

1. eine Geldstrafe von bis zu 750 Euro und keine Freiheitsstrafe verhdngt werden durfte und
2. im Erkenntnis eine Geldstrafe von bis zu 400 Euro verhdngt wurde,

ist eine Revision wegen Verletzung in Rechten (Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG) nicht zuldssig.”

Weil nach § 4 Abs. 1 des Wiener Parkometergesetzes 2006 lediglich eine Geldstrafe von bis zu
€ 365 und keine primare Freiheitsstrafe verhdngt werden darf, ist eine Revision durch die
beschwerdefiihrende Partei unzulassig (vgl. VWGH, 01. September 2022, Ra 2022/16/0080,
mwN).
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Die Revision flr die belangte Behoérde ist unzuldssig, da das Bundesfinanzgericht im
vorliegenden Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
abweicht, sondern dessen Judikaturlinie folgt.

Wien, am 18. Juni 2025

12 von 12



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Kostenentscheidung
	Zur Unzulässigkeit der Revision



